
Wir waren froh, als das zu Ende ging, und wir glaubten, selbst 
bestimmen zu können, und müssen sagen: Nach 40 Jahren Aus
richtung und Verpflichtung, jährlich mehr zu produzieren ohne 
Rücksicht auf Umwelt und Natur, ohne Beachtung der Effektivi
tät mußte der Plan erfüllt und übererfüllt werden. Alle in der 
Landwirtschaft Tätigen waren glücklich, als es mit diesem Diri
gieren und Reglementieren im Ergebnis der friedlichen Revolu
tion zu Ende war. Die Bauern und Landarbeiter haben bewiesen, 
daß sie ohne Vorgaben und Verpflichtungen im Ergebnis fleißi
ger Arbeit eine prächtige, hohe Erträge versprechende Ernte im 
Felde stehen haben und die Ställe voller Vieh stehen und eine 
Milchleistung wie noch nie in diesem Jahr erzielt wird.

Meine Damen und Herren! Die Mehrheit unserer Bürger und 
die Mehrheit unseres Hohen Hauses haben sich für die Einheit 
Deutschlands und demzufolge für die Marktwirtschaft entschie
den. Ich habe an dieser Stelle schon einmal gesagt: Den Über
gang der Wirtschaft von der absoluten Kommandoplanwirt
schaft zur sozialen Marktwirtschaft hat uns noch niemand vor
gemacht.

Die anfangs angestrebte Übergangszeit mit vorübergehenden 
Maßnahmen zum Schutze des Binnenmarktes und somit auch 
unserer Landwirtschaft werden von den politischen Ereignissen 
überrollt und wirkungslos. Niemand von uns kann erwarten, daß 
bei uns die soziale Marktwirtschaft in 14 Tagen so funktioniert 
wie in der Bundesrepublik, wo diese fast 40 Jahre praktiziert 
wird.

Verehrte Abgeordnete! Meine Damen und Herren! Der vor 
dem 1. Juli geprägte Ausspruch vom Sprung ins kalte Wasser 
wurde Wirklichkeit. Auf unsere Bauern bezogen, kann man sa
gen: Sie waren nicht abgehärtet, und das kann bekanntlich 
ernsthafte gesundheitliche Schäden hervorrufen.

(Heiterkeit und Beifall)

Und genau in dieser Situation befinden wir uns jetzt. Dem Mi
nister für Ernährung, Land- und Forstwirtschaft möchten wir als 
Landwirte der CDU/DA-Fraktion den ernsten Vorwurf machen, 
daß die Probleme auf dem Lande nicht ernst genug genommen 
wurden.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA und DBD/DFD)

Dringend benötigte Anordnungen und Durchführungsbe
stimmungen lagen uns und den Betrieben an der Basis nicht 
oder zu spät vor und sind teilweise heute, fast 3 Wochen nach 
Inkrafttreten der Wirtschaftsunion, noch nicht vor Ort. Dies 
hat doch natürlich Unsicherheit und Mißtrauen hervorge
bracht.

Des weiteren können wir nicht verstehen, wenn in so einer 
heißen Phase, wo unsere Bauern Rat, Hilfe und Beistand benöti
gen, der zuständige Minister in Urlaub geht.

(Beifall bei der PDS, den Liberalen, bei DBD/DFD, DSU und
CDU/DA)

Unseren Referenten, denen wir für die große Unterstützung 
herzlich danken, möchten wir sagen: Die Probleme und Kompli
kationen im Zusammenhang mit dem Preiseinbruch, in dessen 
Folge die Landwirtschaft nur noch die Hälfte, also 50 % ,  der Erlö
se erzielt, und die Absatzschwierigkeiten bei offener bzw. nicht 
mehr existierender Grenze wurden nicht ausreichend ins Kalkül 
gezogen.

(Beifall)

Die in den letzten Wochen eingetretenen Krisenerscheinun
gen in unserem Lande und in der Land- und Ernährungswirt
schaft können nach Meinung unserer CDU/DA-Fraktion nur 
durch enge Zusammenarbeit der Ministerien in Berlin und Bonn 
gemindert werden. Für den Agrarsektor der Noch-DDR ist der 
Anpassungsdruck zu hoch. Einmal vorgegebene Mindestpreise 
sind abzusichern. Die Initiativen unseres Ministerpräsidenten 
in den letzten Tagen sind ein Lichtblick am Horizont für die 
Landwirtschaft.

Meine Damen und Herren! Soziale Marktwirtschaft ist unser 
erklärtes Ziel, doch bevor diese funktioniert, müssen Märkte auf
gebaut werden, muß sich Wettbewerb bzw. Konkurrenz entwik- 
keln. Diese haben wir doch noch nicht. Jeder Erzeuger, Verarbei
ter, Händler muß seine Ware so attraktiv und so billig wie mög
lich anbieten und auf dem kürzesten Weg an den Verbraucher 
bringen.

Die Verarbeitungskosten für Milch und Fleisch werden will
kürlich in die Höhe getrieben und mit Handelsspannen belegt, 
die jeder Grundlage und Vernunft entbehren.

(Beifall bei CDU/DA)

Diese Praktiken schaden dem Verbraucher und natürlich der 
Landwirtschaft, die dann weniger Produkte absetzen kann. Es 
gibt Beispiele, wo Molkereien und Handel sich geeinigt haben 
und die Handelsspannen verringert haben - zum Nutzen der 
Verbraucher und natürlich auch der Erzeuger.

Überall sollten sich die Verbände der Erzeuger, der Verarbei
tungsindustrie und des Handels an einen Tisch setzen und ver
nünftige Lösungen bei der Preisbildung sowie ein besseres An
gebot inländischer Produkte sichern.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Wir wollen keinen Dirigismus mehr, aber wir möchten an di 
Vernunft appellieren in dieser Übergangsphase.

Verehrte Abgeordnete! Der Agrarbereich ist der sensibelste 
Bereich der Wirtschaft. Die Landwirtschaft hat immer Zuschüs
se benötigt, und dies wird auch so bleiben. Die Landwirtschaft 
will kein Almosenempfänger sein, sondern sich wirklich zum 
Produzenten hochwertiger Lebensmittel und Heger und Pfleger 
natürlicher Landschaft und des Naturschutzes entwickeln.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Die Landwirte der CDU-Fraktion möchten an die Andresse der 
Verhandlungspartner zum Einigungsvertrag und zu den Bei
trittsverhandlungen zur Europäischen Gemeinschaft und zum 
Agrarmarkt die dringende Bitte richten, für Ostdeutschland be
sondere Förderungsmaßnahmen zu beantragen, etwa vergleich
bar mit den Zonenrandgebietsvergünstigungen in der Bundes
republik und den Förderungen für Portugal.

Wir Landwirte hoffen und wünschen, daß die Anliegen der 
Bauern Ostdeutschlands im Einigungsprozeß Beachtung finden 
und mit Fairneß Chancengleichheit hergestellt wird. Die Bauern 
und Werktätigen der Landwirtschaft stellen sich den veränder
ten Bedingungen und erwarten aber eine klare Aussage über il 
re Perspektive. - Danke. —

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Ich danke dem Abgeordneten Haschke. - Das Wort hat nun der 
Minister für Ernährung, Land- und Forstwirtschaft, Herr Dr. 
Pollack. Bitte schön.

Dr. Pollack, Minister für Ernährung, Land- und Forstwirt
schaft:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist hier gerade 
die Forderung erhoben worden, eine klare Aussage zur Exi
stenz unserer Landwirtschaft zu treffen. Der Ministerrat hat 
gestern eine Beschlußvorlage behandelt, in der diese Aussage 
ausdrücklich enthalten und eindeutig formuliert ist, daß sich 
nämlich die Regierung für den Erhalt und die Förderung der 
Landwirtschaft und des ländlichen Raumes der DDR sowie zu 
den sich auf der Basis des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes 
auf der Grundlage des bäuerlichen Eigentums umstrukturie
renden Genossenschaft erklärt hat. Ich glaube, das ist sehr ein
deutig.
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